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Der Megatrend zu tieferen Steuern
MEINUNG In der Schweiz werden falsche Anreize gesetzt, was Arbeit unattraktiv macht und Entlastungen für die Bürger 
verhindert. Doch es gibt Lösungen, die die Probleme effektiv angehen. REINER EICHENBERGER

Drei Trends prägen zunehmend unseren Wohl-
stand: Erstens wächst mit steigender Lebens-
erwartung und sinkender Geburtenrate der Be-

völkerungsanteil der Alten. Damit sie ihren Lebensstan-
dard halten, müssen ihnen die arbeitenden Jungen mehr 
abgeben. Zweitens werden die Arbeitskräfte und die 
Arbeitsplätze immer mobiler, da immer mehr Leistun-
gen digital und in Fernarbeit erbracht werden können.

Drittens können Arbeitende ihren Beschäftigungs-
grad immer flexibler wählen. Der erste 
Trend ruft danach, die Steuern und 
Abgaben der Arbeitenden zu erhöhen. 
Das aber erschweren die zwei anderen 
Trends. Die Arbeitnehmer können den 
Steuern immer leichter ins Ausland 
oder in Freizeit ausweichen, was die 
Knappheit an Arbeitskräften und Kon-
sumgütern verschärft. Was also tun?

Viele meinen noch immer, mehr 
Zuwanderung entschärfe den Arbeits-
kräftemangel. Das ist falsch. Zuwande-
rer erweitern zwar das Arbeitsangebot, 
aber ihre Konsum- und Investitionsbe-
dürfnisse vergrössern die Arbeitsnach-
frage noch stärker, was den Arbeits-
kräftemangel weiter anheizt.

Andere wollen die Fertilität durch 
Anreize steigern. Doch die meisten 
Bürger verbrauchen über ihr Leben 
gerechnet mehr Güter und Dienstleis-
tungen via privaten Konsum und 
staatliche Leistungen, als sie selbst erarbeiten und über 
ihre Steuern mitfinanzieren. Nettozahler zugunsten der 
Gesellschaft sind angesichts des progressiven Steuersys-
tems nur die weit überdurchschnittlich Produktiven.

Arbeitsanreize der Bürger
Was aber funktioniert? Mehr gearbeitet wird nur, wenn 
Arbeit attraktiver wird. Dafür muss unter anderem ihre 
steuerliche Belastung sinken. Dabei zählen vor allem die 
Grenzsteuersätze, also die Steuersätze für zusätzliches 
Einkommen. Wir müssen unser Steuersystem stärker 
auf die Besteuerung von Wertzerstörung ausrichten und 
die Wertschöpfung entlasten. Sprich, wir müssen die ex-
ternen Kosten aller Verkehrsformen (Auto, ÖV, Motor-
rad, Velo etc.) sowie aller Energieformen (Öl, Gas, Was-
ser-, Atom-, Wind-, Solarstrom etc.) erfassen und den 
Verursachern in Rechnung stellen.

Da damit ihre Anreize hinsichtlich Ressourcennut-
zung richtig sind, sollten die meisten Regulierungen und 
Subventionen etwa für ÖV und erneuerbare Energien 
gestrichen werden. So wird das staatliche Budget um 25 
bis 30 Mrd. Fr. jährlich entlastet, was breite Steuersen-
kungen ermöglicht und so die Arbeitsanreize umfassend 
erhöht. Die Arbeitsanreize der Alten müssen auch ge-

zielt gestärkt werden. Dafür empfehle ich das Modell 
SAFE AAA, die Sicherung der Altersvorsorge durch frei-
willige Erwerbsarbeit im Alter dank Anreizen. Es lässt 
die Bürger nicht erst ab 65 entscheiden, ihre Rente auf-
zuschieben, sondern schon zwischen 55 und 65. Wer 
lange aufschiebt, erhält dafür nicht wie heute später eine 
höhere Rente, sondern sofort tiefere Beitragssätze.

Zugleich werden die Steuersätze auf Arbeitseinkom-
men ab 67 stark gesenkt, beispielsweise halbiert. So ge-

winnen alle: Für die Alten wird wei-
terarbeiten hoch attraktiv, die Unter-
nehmen finden leichter erfahrene 
Mitarbeiter, und der Staat erhält 
mehr Steuereinnahmen, dank denen 
die Sozialwerke stabilisiert und die 
Jungen weiter entlastet werden kön-
nen. Schliesslich sollte die Steuer-
progression für höhere Einkommen, 
die auf besonders hoher Arbeitszeit 
beruhen, gesenkt werden. Dafür 
empfehle ich einen Vielarbeitsab-
zug. Wer mehr als eine bestimmte 
Referenzzeit arbeitet, beispielsweise 
80% oder 35 Stunden pro Woche, soll 
für jede zusätzliche Arbeitsstunde 
einen Abzug machen können, bei-
spielsweise 20 oder 30 Fr. So würde 
der Grenzsteuerbelastung von Viel-
arbeitenden umso stärker sinken, je 
tiefer ihr Stundenlohn ist.

Bald können wir über die Indivi-
dualbesteuerung der Ehepartner abstimmen. Sie gibt in 
Ehen mit traditioneller Arbeitsteilung dem Partner mit 
tiefer Arbeitsmarktbeteiligung stärkere Anreize zu 
Marktarbeit. Doch zugleich senkt sie die Arbeitsanreize 
des Partners mit dem höheren Markteinkommen. 
Ihre Gesamtwirkung ist deshalb bestenfalls minim. Zu-
dem hat die Individualbesteuerung schwerwiegende 
Nachteile. Wenn die finanziellen Pflichten der Ehe
partner gegenüber dem Staat individualisiert werden, 
müssten natürlich auch ihre Ansprüche gegenüber dem 
Staat individualisiert werden.

Ein Partner mit sehr kleinem Markteinkommen 
müsste also Sozialhilfe, Prämienverbilligung etc. erhal-
ten. Doch das wollen die Initiantinnen nicht. In der 
Summe bewirkt die Individualbesteuerung deshalb, dass 
Ehepaare, die je hälftig im Arbeitsmarkt und im Haus-
halt arbeiten, viel tiefer besteuert werden als Paare mit 
traditioneller Arbeitsteilung. Damit ersetzt sie die steuer-
liche Diskriminierung nach Zivilstand durch Diskrimi-
nierung nach dem Arbeitsteilungsmodell einer Ehe.

Wer will, dass die Menschen vermehrt im Arbeits-
markt und weniger im Haushalt arbeiten, muss das 
wahre Problem angehen: Wertschöpfung durch Markt-
arbeit wird besteuert, diejenige durch Hausarbeit nicht. 
Das setzt insbesondere Ehepaaren starke Anreize, dass 

sich ein Ehepartner auf Hausarbeit spezialisiert. Ein 
wirksames Gegenmittel ist wiederum der oben empfoh-
lene Vielarbeitsabzug. Wenn er Einzelpersonen ab 80% 
Beschäftigungsumfang und Ehepaaren ab zusammen 
160% gewährt wird, gibt er Singles und beiden Ehepart-
nern wirksame Anreize zu intensiver Marktarbeit.

Leistungsanreize der Politiker
Weshalb aber haben die Kantone und der Bund nicht 
längst wirksame Massnahmen zur Senkung der Steuer-
belastung und zur Stärkung der Arbeitsanreize einge-
führt? Den Kantonen nimmt der interkantonale Finanz-
ausgleich die Anreize, die Arbeitsanreize der Bürger 
durch klug gezielte Teilbesteuerung und Abzüge zu stär-
ken. Die Ausgleichszahlungen beruhen auf den poten-
ziellen Steuereinnahmen eines Kantons. Bei ihrer Be-
rechnung wird eine volle Besteuerung angenommen. 
Wenn nun ein Kanton Einkommensteile nur teilbesteu-
ert, verliert er im Finanzausgleich mehr Mittel, als er 
durch zusätzliche Steuereinnahmen erhält.

Damit wirkt der Finanzausgleich als Innovations-
bremse und muss dringend reformiert werden. Zum 
einen sollten Steuereinkünfte dank der Bildung neuen 
Steuersubstrats (wie der zusätzlichen Marktarbeit von 
Alten) im Finanzausgleich nicht oder nur teilweise an-
gerechnet werden. Zum anderen sollte den Kantonen, 
die ihre Finanzkraft stärken können, die Ausgleichszah-
lungen nicht mehr so schnell wie heute gekürzt und zeit-
lich begrenzt ein Bonus bezahlt werden.

Beim Bund und bei den Kantonen senken die heuti-
gen Schuldenbremsen die Verschuldung, indem sie das 
Ausgabenwachstum verlangsamen – und auch Steuer-
senkungen unwahrscheinlicher machen. Bei realem 
Wirtschaftswachstum wachsen aufgrund der Progres-
sivität des Steuersystems die Steuereinnahmen überpro-
portional. Um ein Explodieren der Staatsquote zu ver-
hindern, müssten also die Steuersätze dauernd gesenkt 
werden. Das aber wollen die Regierungen und die Parla-
mente nicht, weil es ihren Finanzspielraum einengt und 
das Einhalten der Schuldenbremse erschwert.

Ich empfehle deshalb eine Schulden-Steuer-Bremse: 
Wenn der Staat keine Defizite machen darf, sinkt bei 
Wirtschaftswachstum die Schuldenquote automatisch. 
Die Schulden-Steuer-Bremse verlangt nun, dass die 
Hälfte der automatischen Senkung der Schuldenquote 
zur Senkung der Steuern eingesetzt wird. Dadurch wer-
den die Arbeitsanreize permanent verbessert und das 
Wirtschaftswachstum gestärkt. So profitieren dann von 
der Schulden-Steuer-Bremse neben den zukünftigen 
auch die gegenwärtigen Generationen, was das Sparen 
für sie attraktiver und die Schulden-Steuer-Bremse ro-
buster gegen politische Angriffe macht.

Reiner Eichenberger ist Professor für Theorie der Finanz- 
und Wirtschaftspolitik an der Universität Freiburg i. Üe.

«Finanzausgleich 
bremst Innovation 
und muss dringend 
 reformiert werden.»
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Investieren Sie in den
FuW Swiss 50 Index,
der im Gegensatz zum
SMI kein Klumpen

risiko und mehr Aktien hat. Das
Anlageprodukt ist pfandbesichert. 
Valorennummer: 117 179 182

Das FuW-Risk-Portfolio
gibt es jetzt ebenfalls 
als Anlageprodukt mit 
Pfand. Unser Port folio 
setzt seit 25 Jahren er

folgreich auf Schweizer Aktien mit dem 
gewissen Kick. Hier geht es auch darum,
von Spezialsituationen zu profitieren. 
Valorennummer: 117 179 723

Das FuW-Eco-Portfolio 
enthält auserlesene 
Unternehmen, die eine 
CO2 Reduktionsstrategie 
verfolgen und beson

ders aussichtsreich sind. Auch da gibt 
es neu ein Anlageprodukt mit Pfand. 
Valorennummer: 117 179 725

Abgerundet wird unser 
Angebot vom FuW- 
Value-Portfolio.  
In der seit über zehn
Jahren geführten

Auswahl stehen reizvolle ValueAktien 
mit  Fokus Nordamerika und Europa.  
Valorennummer: 117 179 724

Nach intensiven Vorjahren werden die 
Stimmbürger 2025 weniger gefordert. In
der ersten Jahreshälfte werden sie nur ein 
Mal, am 9. Februar, für eine einzige Vor-
lage an die Urne gerufen. Mit Blick auf ihr 
Anliegen ist man froh über eine gewisse 
Verschnaufpause.

Der Souverän darf in gut drei Wochen
über die Volksinitiative «Für eine verant-
wortungsvolle Wirtschaft innerhalb der
planetarischen Grenzen», kurz «Umwelt-
verantwortungs-Initiative» genannt, ab-
stimmen. Die Kampagne ist bislang flau 
geblieben und wird es wohl bleiben. Zu 
klar scheint die Ablehnung dieser Initia-
tive, die das ganze Wirtschaftssystem und 
mithin unsere Lebensgewohnheiten radi-
kal verändern würde – nicht zum Guten.

Es lebe die Drei-Tage-Woche!
Lanciert wurde die Initiative von den Jun-
gen Grünen. Sie geht in Bezug auf die Um-
setzungsfrist selbst der Mutterpartei und
der SP zu weit, doch fand deren nur wenig
moderaterer Gegenvorschlag im Parla-
ment ebenfalls keine Gnade. Bevor sich 
Stimmbürger in das dieses Mal dünne rote 
Abstimmungsbüchlein vertiefen, sei ih-
nen eine kurze Konsultation des Partei-
programms und eines Positionspapiers
von Mitte 2023 (kurz vor den Parlaments-
wahlen) der grünen Nachwuchspartei 
empfohlen.

Die dort aufgelisteten Forderungen
sind von Antikapitalismus und kollektiv-
sozialistischem Geist durchtränkt. Zu den 

Ideen zählen unter anderem: staatliche 
Parteienfinanzierung, Abschaffung Stän-
demehr, nationale Erbschaftssteuer von
100%, trotzdem eine Verschärfung der be-
reits erheblichen Steuerprogression und 
eine Erhöhung der Vermögenssteuer. 
Gänzlich satirischen Charakter hat der 
Vorschlag, eine 24-Stunden-/Drei-Tage-
Woche für alle Beschäftigten einzuführen.

Was strebt nun die Umweltverantwor-
tungsinitiative an? Der zentrale Gesetzes-
artikel lautet: «Bund und Kantone sorgen 
dafür, dass die durch den Konsum in der
Schweiz verursachte Umweltbelastung 
spätestens zehn Jahre nach Annahme der 
Initiative die planetarischen Grenzen 
gemessen am Bevölkerungsanteil der
Schweiz nicht mehr überschreitet.» Das 
soll namentlich für die Bereiche Klimaver-
änderung, Biodiversität, Wasser- und 
Bodenverbrauch sowie Stickstoff und 
Phosphorbelastung gelten. Mit anderen 
Worten: Wirtschaft und Konsumenten,
also wir alle, sollen den ökologischen
Fussabdruck so weit reduzieren, dass die

globale Belastungsgrenze nicht über-
schritten wird, gemessen am Bevölke-
rungsanteil der Schweiz.

Die Schweiz hat gemäss einer vom
Bund bestellten Studie ihren ökologischen 
Fussabdruck im Zeitraum 2000 bis 2018
zwar ein Viertel gesenkt, pro Einwohner. 
Ungeachtet dessen mag die Belastung der
Umwelt pro Kopf immer noch drei- bis
viermal so hoch als in Ländern wie Erit-
rea, Ruanda oder Angola sein. Nur: Das ist 
gekoppelt mit einer hundertfachen Wirt-
schaftsleistung, die Wohlstand, Milliarden
von Verbilligungen von Krankenkassen-
prämien und eine riesige Umverteilung
von Vermögen Reicher zu wenig Wohlha-
benden und Bedürftigen ermöglicht.

Aber eine kräftig schrumpfende Wirt-
schaft und gleichzeitig steigende Renten 
und Löhne und mehr staatliche Unterstüt-
zung – diese Rechnung geht eher früher 
als später nicht auf. Wohlhabende Länder
haben in der Regel einen hohen Sozial-
standard, wie ein Blick in die Welt zeigt.

Verbot und Verzicht
Welche konkreten Massnahmen zu treffen
wären, ist wie bei ähnlichen Vorhaben 
sonder Zahl nicht Inhalt der Initiative. Da-
rüber sollen sich später Regierung und 
Parlament den Kopf zerbrechen. Gewiss
ist, dass eine Verbots- und Gebotslawine
für die «richtige» Ernährung, weniger Mo-
bilität und spartanischeres Wohnen über 
die Bevölkerung hereinbrechen würde.
Das Angebot würde verknappt, die Preise

stiegen, was vor allem die ärmeren Schich-
ten treffen würde.

Produktionsweise der Unternehmen,
Energieversorgung und Landwirtschaft
müssten innerhalb eines Jahrzehnts dras-
tisch und mit hohen Kosten noch schnel-
ler als ohnehin umgestaltet werden. Mit
Annahme der Initiative und ihrer einseiti-
gen Fokussierung auf den Konsum würde 
das wirtschaftliche – und gesellschaftliche 
– Fundament der Schweiz verwüstet, und 
zwar innerhalb kurzer Zeit.

Wirtschaft und Bevölkerung soll durch
Gesetze und den Staat vorgegeben wer-
den, was wie viel konsumiert werden soll. 
Das verstösst gegen Eigentumsgarantien, 
Wirtschaftsfreiheit, ja schränkt die Frei-
heit an sich ein. Es mutet wie ein Witz an, 
dass die grüne Mutterpartei ihren Einsatz 
für die Umwelt «mit der Förderung der 
liberalen Grundrechte verbindet».

Zu meinen, mit der Umsetzung einer 
solchen Initiative allein in der Schweiz
liessen sich Klima und Umwelt spür- und
messbar verbessern, ist weltfremd. Das ist
selbstredend kein Plädoyer für einen
gedankenlosen Umgang mit der Natur
und ein Abseitsstehen der Schweiz in
internationalen Bemühungen, sondern 
eine simple Feststellung.

Gewiss ist  jedoch, dass die «Verar-
mungsinitiative», wie sie vom Gegenko-
mitee betitelt wird, den Weg in die Knecht-
schaft bedeutete, wie ihn Friedrich August
von Hayek in seinem gleichlautenden libe-
ralen Klassiker schon vor acht Jahrzehn-
ten eindrücklich beschrieb.

Die Umweltinitiative ist weltfremd
MEINUNG Ein Ja zur Vorlage der Jungen Grünen hätte schwerwiegende soziale Verwerfungen zur Folge. ARNO SCHMOCKER

«Es drohte eine Verbots-
lawine für eine angeblich 
richtige Ernährung,  
weniger Mobilität und 
bescheideneres Wohnen.»
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